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Eindruck auf alle, die es mit Gambetta uud Ferrh hielten, uud die in ihr aus¬
gesprochenenGrundsätze erfuhren die heftigste Bekämpfung in der Presse. Frey¬
einet sah ein, daß er seinen Plan gegen die An- uud Absichteil Gambettas und
seiner Partei nicht durchzusetzen vermöge, uud so trat er vom Ruder zurück.
Gambetta war, wie angedeutet, in der Angelegenheit von ihm anfangs nicht um
Rath gefragt worden. Später indeß verlangte er von demselben eine Unter¬
redung, indem er ihm durch den Vermittler sagen ließ, er befinde sich in schwie¬
riger Lage und wünsche seine Meinung zn hören. Gambetta erwiederte: „Herr
de Freycinet hat mich iu Betreff der Deerete uicht vorher um meine Ansicht
gebeten, er hat sich freiwillig in die Lage versetzt, in der er sich dermalen be¬
findet, ich kann nichts thun." „Darauf beschränktesich," so schließt die Dar¬
stellung Nanes, „die Rolle des Kammerpräsidenten in dieser Angelegenheit,nnd
wir können den kriegerischen Redensarten, die ihm die reaetionüren Blätter in
den Mund legen, das förmlichste Dementi ertheilen. In Frankreich giebt es
keinen Politiker, der aufrichtiger für deu Frieden ist als Gambetta." Wir
glanben das, würde» es aber bereitwilliger glauben, wenn der Vertraute Gam-
bettas im letzten Satze gesagt hätte: „giebt es jetzt keinen Politiker," u. s. w.

Zur Reform des Haftpflichtgesetzes.
von cLuno Stommel.

Nachdem das Haftpflichtgesetz vom 7. Juui 187 t ueuu Jahre seine Wirk¬
samkeit hat zeigen können, ist neben anderen Wirkungen besonders die eine zu
Tage getreten: die nnverlMnisMäßige Vermehrung der Unfallprveesse. Die
Ausdehnung der Industrie in weitere Gebiete, die Vermehrung und Coinpliea-
tion der Maschinenarbeit können diese Zunahme der Unfallprveesse nur zum
Theil erklären, deuu gewiß sind auch vor 1871 Unfälle in verhältnismäßig
gleicher Zahl vorgekommen. Es muß berücksichtigt werden, daß eine eigene In¬
dustrie, die der Unfall-Versicherungsgesellschaften,mit dem Eintritts des Haft-
Pflichtgesetzes entstanden ist, und daß diese Gesellschaften das Prineip haben,
jeden Unfall auf dem Rechtswege durchzufechten. In größern Städten haben
sich förmliche Bureaux für die Gelteudmachung von ^Schadenersatzansprüchen
aus Unfällen gebildet, deren Mittelpunkt gewöhnlich ein sozusagen glücklich ver¬
unglückter ist, welcher eine genügende Entschädigung erstritten hat und nnn
etwaigen Leideusgefährten die richtigen Wege weist. Die unverkennbar gute
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Seite dabei ist, daß auch im Volke die Kenntniß über die Verantwortlichkeit des
Unternehmers größeren Umfang gewinnt, und so das Gesetz die Bedeutimg be¬
kommt, welche es haben soll. Andrerseits hat sich aber auch schon gezeigt, daß
der starke gesetzliche Schntz zu MißbrauchenAulaß geben kann, indem der Ver¬
letzte, der meistens zur ungebildeten Volksklasse gehört, nur zu leicht zur Ueber¬
treibung und Simulation neigt.

Bei diesen Gegensätzen ist je nach der Auffassungund Stellungnahme in
der Beurtheilung jetzt sowohl die Ansicht vertreten, daß die Industrie ungerecht
belastet sei, als auch die, daß sich der Arbeiter trotz alledem durch das Gesetz noch
nicht genügend in seinen berechtigten Interessen geschützt sehe. Bereits in den
Reichstagssessioneu von 1877—78 wurden von verschiedenen Seitendes Hauses
Anträge auf Revision des Reichshaftpflichtgesetzesgestellt. Während die Absicht
des Gesetzgebers gewesen war, durch die Haftpflicht möglichst wettig Unfälle zu
erzielen und zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer im versöhnenden und ver¬
mittelnden Sinne zu wirkeu, hatte sich in der Praxis in beiden Punkten fast
das gerade Gegentheil entwickelt. Jeder Unfall, der früher dnrch privates
Uebereinkoinmen seine Erledigung finden konnte, wurde nun fast ausschließlich
öffentlich behandelt und mit der Gehässigkeit eines meist langwierigen Prozeß¬
verfahrens belastet. Der Arbeitgeber wälzte seine Entschädigungspflicht auf die
schnell entstandenen Unfall-Versicherungsgesellschaften ab, und der immer zur
Sorglosigkeitgeneigte Arbeiter fand — den starken Schntz des Gesetzes miß¬
verstehend — darin noch eine Stütze für seine Lässigkeit, freilich nur in einzelnen
wenn auch nicht gerade seltenen Fällen. So wurde die Absicht des Gesetzgebers,
durch das Hastpflichtgesetzeine vorbeugende Wirkung zu erzielen, wesentlich
beeinträchtigt.

Inzwischen haben wir in dem Gesetzentwurf über die „Auzeigepflicht von
Unfällen" und in den „Verordnungenbetreffend den Schutz gewerblicher Arbei¬
ter :c." zwei Etappen zu einer wirksameren Regelung der Haftpflicht zu erkeunen.
Die Fabrikinspectoren klagten besonders über die fortwährende Unterlassung der
Unfallanzeigen und verlangten ein Specialgesetz, dem durch den eben erwähnten
Gesetzentwurf entsprochen worden ist. Durch die Verordnungen wurden haupt¬
sächlich sanitäre und solche Maßregeln zur Vorschrift für Fabriken und gewerb¬
liche Anlagen gemacht, die geeignet waren, die hauptsächlichsten Gefahren für
Leib und Leben des Arbeiters zu verhindern.

Die Anzeigepflicht ist deshalb sehr wichtig, weil dadurch der mühevollen
Arbeit der Fabrikinspectoren in Bezug auf Uebersicht und Statistik ein wichtiger
Dienst geleistet wird. Nur an der Hand einer zuverlässige» Unfallstatistik läßt
sich die Frage nach den geeigneten Normen für Schutzvorrichtungen genügend
beantworten. Folgende Daten sind dem amtlichen Bericht der königlich preußi-
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schen Fabrikiuspectoren entnommen: Im Regienmgs-Bezirk Düsseldorf betrug
im Jahre 1876 die Zahl der zur amtlichen Kenntniß gelangten Unfälle bei einer
Gesammtsumme von 93000 Arbeitern 1453; davon fielen auf die Metallindu¬
strie 1321; einen tödtlichen Ausgang hatten 38. Im Bezirke der Fabrikinspec¬
toren von Berlin kamen zur amtlichen Kenntniß im Jahre 1877 278 Unfälle,
darunter beim Maschinenbau 167; einen tödtlichen Verlauf hatten 14. Nach
Aussage des betreffenden Fabrikinspectors für Berlin hätte ein Drittel der Fälle
vermieden werden können, wenn die nöthigen Schutzvorrichtungen getroffen
worden wären. Aehulich äußern sich Cvblenz, Köln, Trier, Oppeln zc. Fast
allgemein führen die Jnspectoren lebhafte Klagen über mangelnde Schutzvor¬
richtungen gerade an den Stellen, bei welchen erfahrungsmäßig die häufigsten
Unfälle eintreten, wie bei Fahrstühlen, Kreis- und Bandsägen, Malzqnetschen
und namentlich bei Dampfkesseln, obwohl hier ganz specielle Vorschriften bestehen.
Doch ist es in den Städten bei der Bereitwilligkeit der Industriellen, auf die
Schutzmaßregeln einzugehen, besser bestellt als auf dem Lande. Dort steht es
ganz besonders schlimm um die Dampfkessel. Einmal ist das Wasserstandsglas
entzwei, oder die Probierhähne sind verstopft, oder es fehlt die Markierung des
höchsten nnd niedrigsten Wasserstandes, oder die Maximalspannungsmarke am
Manometer ist verwischt, oder das Sicherheitsventil ist ungebührlich beschwert.
Der Verfasser dieser Zeilen kann aus persönlicher Erfahrung hinzufügen, daß
das Vertrautsein mit der Gefahr und eine lange Zeit, in der „es gut gegangen"
ist, den Arbeiter bis zur unglaublichsten Sorglosigkeit in Sicherheit wiegt, so
daß er willkürlich die nach seiner Meinung nnnöthigen oder unbequemen Sicher¬
heitsvorrichtungen entfernt oder doch sich ihrer nicht bedient. Dem gegenüber ist
die Entscheidung des Reichsoberhandelsgerichts, daß eine dein Aufsichtspersonal
bekannte Nichtbeachtung der bestehenden Schutzmaßregeln ein Verschulden der
Betriebsleitung sei, folglich Haftpflicht begründe, praktisch für den Industrielle»
eine sehr bittere Consequenz des logisch gefolgerten Gesetzes; denn in deu meiste»
Fällen wird die Verschuldung der Betriebsleitung, beziehentlich des Arbeitgebers
eine minimale, fast in allen solchen Fällen jedoch die Schuld und Nachlässigkeit
des Arbeiters eine übergroße sein. Andrerseits finden sich aber auch genug
Beispiele, wo die Indolenz und das Besserwissen des Arbeitgebers die strengste
Anwendung des Haftpflichtgesetzesnoch nicht streng genug erscheinen lassen kann.
Hierüber giebt der Bericht der Fabrikinspectoren für Düsseldorf im Jahre 1878
Auskunft. Die im Jahre 1878 vorgenommenen Revisionen ergaben bei 185
gewerblichenAnlagen rund 600 Fälle, in denen auf ungenügende oder mangel¬
hafte Einrichtungen oder auf fehlerhafte, gefährliche Construetioneü aufmerksam
gemacht werden mußte. In der großen Mehrzahl der Fälle wurden die Vor¬
schläge der Fabrikinspection bereitwilligst angenommen und die Ausführung ver-
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sprvchen, manchmal aber hielt es schwer, die Betheiligten von der Zweckmäßig¬
keit oder Nothwendigkeit des Vorgeschlagenen zn überzeugen. Sehr oft waren es
sogar gerade die „praktischenLeute", welche in dieser Hinsicht! Opposition machten
und zuweilen selbst Arbeiter dagegen ins Feld führten mit dem stets sich wieder¬
holenden Beweismittel, „daß ihnen in ihrer langen Dienstzeit noch nichts passiert
sei". In einzelnen Fällen dieser Art „passierte etwas" kurz darauf. Der be¬
treffende Fabrikinspector empfand es als einen Mangel seiner Jnstructiousau-
weisuug, daß er in solchen Fällen nicht zur Anwendung eines Zwanges sich
berechtigt halten konnte.

Nachdem wir im Vorstehenden die Nachtheile angedeutet habeu, welche
neben unrichtiger Auffassung der Haftpflicht aus dem Verhalten den Sicher¬
heitsmaßregeln gegenüber seitens des Arbeitgebers wie des Arbeiters entstehen,
wollen wir nun einzelne Mängel des Haftpflichtgesetzesselbst hervorheben.

Die Haftpflicht hat am Rheine seit mehr als sechzig Jahren in weit grö¬
ßerem Umfange bestanden, als sie das deutsche Gesetz vom 7. Juni 1871 fest¬
setzt. Das französische Gesetz verpflichtet nämlich in der weitestgehenden Weise
jeden znm Ersatz des vollen durch schuldhafteHaudluugen oder Unterlassungen
verursachten Schadens. Es ist vorgekommen, daß während der Arbeitszeit ein
Junge im Streit oder aus Muthwillen einem anderen mit einem Steinwnrf
das Auge beschädigte. Der Unternehmer wnrde haftbar erklärt, weil bei ge¬
nügender Aufsicht die Jungen sich uicht mit Steinen werfen dnrsteu und konnten.
Immer freilich muß irgend ein Verschnlden des Unternehmers direet oder con¬
currierend bewiesen werden. Das französische Gesetz ging also bedeutend weiter
als das deutsche. Das letztere ist aber auch allgemeiner und überläßt es dem
freien Ermessen des Richters über Dinge zu urtheilen und Verhältnisse abzu¬
wägen, welche iu ihrer coucreteu Specialisieruug vou ihm uicht übersehen werden
können. Selbst unser neues deutsches Gesetz ist für die ungeheuere Mauuic,-
saltigkeit der Fälle, welche durch die complicierte Entwicklung unserer Industrie
geschaffen worden find, zn allgemein und muthet dem Richter zuviel zu. Die
Verschiedeuartigkeit, ja die oft vollstäudig entgegengesetzten Verhältnisse der ein¬
zelnen Industriezweige, zn welchen auch die Laudwirthschaft und das Baugewerbe
mit ihren Maschinen gerechnet werden müssen, erschweren die Auslegung des
Gesetzes ungemein. Das Verunglücken eines Bergmanns läßt sich nicht mit
dem eines Spinners oder Webers, dieses nicht mit dem eines Hüttenarbeiters,
eines Müllers, eines Handlangers ?c. vergleichen. Ganz anders liegen die Ver¬
hältnisse wieder bei den Arbeitern in Steinbrüchen, chemischenFabriken nnd
Transportanstalten. Trotz aller Aufklärung und Auseinandersetzung ist ein Ge¬
richt ohne specielle technische Beisitzer nicht in der Lage, einen Specialfall aus¬
reichend würdigen zu können. Dies gilt um so mehr, als das Haftpflichtgesetz
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u. a. eine recht uuklare Bestimmung enthält, nach welcher nnr diejenigen deir
Vortheil des Gesetzes genießen, welche in Folge der Verschuldung des Arbeit¬
gebers oder seines Beauftragten verunglücktsind. Baare führt in seinem
bekannten Promemorm ans, daß die Frage, wer und wann einer Beauftragter
sei, zu einer Menge von Processen nnd in diesen zu den subtilsten Interpreta¬
tionen geführt habe. Es ist vorgekommen, daß ein Meister einem Arbeiter
beauftragte, eine Maschine zu Putzen; der Arbeiter, statt den Auftrag selber aus¬
zuführen und die Maschine reglementsmäßig still zn stellen, veranlaßt einen
Mitarbeiter, die Arbeit für ihn zu thun; dieser putzt die im Gange befindliche
Maschine und verunglückt dabei. Der erstere Arbeiter wurde nun von den Ge¬
richten als Beantragter auch in Bezug auf seine Mitarbeiter angesehen. Dnrch
die Geneigtheit der Communen, den Beschädigten Armenatteste auszustellen, und
durch die Einränmnng einer zweijährigen Frist zur Klageanstellung, sowie
durch das System der Versicherungen, welche erst nach rechtskräftiger Verurthci-
lnng des Arbeitgebers zahlen, kommt fast jeder Unfall zum processualischen
Austrag. Baare schlägt sechsmonatliche Antragsfrist und, weuu schweres Krank-
seiu nachgewiesenwird, eine Verlängerung auf fernere sechs Monate vor. Die
Unfälle seieu meistens durch deu Verunglückten oder seine Mitarbeiter verschul¬
det, und je mehr dies zutreffe, um so mehr suche der Beschädigte die Anstren¬
gung des Processes hinauszuschieben und in der Zwischenzeit Unterstützung aus
der Krankenkasseoder vom Arbeitgeber direct zu erlangen. Auch die Zeugen¬
aussagen würden erfahrungsmäßig immer unzuverlässiger mit der Zeit, und je
mehr das natürliche Mitleid des Mitarbeiters die Schärfe seines Gedächt¬
nisses überwiege, desto mehr überwiege auch die menschliche Schwäche, Mitleid,
Jnteressensolidarität und Opposition gegen den Arbeitgeber das Pflichtgefühl.
Endlich pflege die Thatsache der Unfall - Versichernug naturgemäß einen ge¬
wissen dein Arbeiter günstigen Einfluß auf die Entschciduug der Richter zu
üben, denn nach dem unzweckmäßigenZ 6 habe das Gericht über die Wahrheit
der thatsächlichen Behauptungen unter Berücksichtigungdes gestimmten Inhalts
der Verhandlungen nach freier Ueberzeugung zu entscheiden, und nach 8 7 anch
über die Höhe des Schadens nach freiem Ermessen zn erkennen. In Folge
dessen seien Erkenntnisse erlassen, in welchen die Richter, beeinflußt von ihrer
natürlichen Sympathie für den Verunglückten und gestützt auf die genannten
Bestimmungen des Gesetzes, entgegen den klaren nnd präcisen Gutachten der
technischen Sachverständige«, wonach jedes Verschulden eines Dritten in Abrede
gestellt wurde, doch uach ihrer freien Ueberzeugung den Arbeitgeber zu einer
Entschädigung verurtheilt hätten. Baare führt dabei ein allerdings eigenthüm¬
liches Erkenntniß eines süddeutschen Appellativusgerichts an, in welchem es heißt:
»Nicht von entscheidenderBedeutung, aber doch unterstützend war die heute vom
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beklagtischenAnwälte M bedeuten: vom Anwälte des Beklagten. D. Red.)
zugestandene Thatsache, daß der Beklagte gegen den in Rede stehenden Unfall
bei der Allgemeinen Unfall-Versicherungsbank in Leipzig versichert ist, daß also
thatsächlich nicht der Beklagte selbst, sondern nur diese Versicheruugsgesell-
schast für die Bezahlung jener Rente einzutreten hat." Wir sehen hier die ideelle
Absicht des Gesetzgeberseollidieren mit den concreten thatsächlichenVerhältnissen.
Nur zu leicht wird bei dem Arbeiter das Bestreben geweckt, das Mitgefühl der
Richter und der Zeugen auf Gruud der mangelhaften Kenntniß der technischen
Details zur Erlangung einer möglichst hohen Entschädigung zu mißbrauchen.
Es werden so durch das Gesetz selbst sehr unlautere Triebe, Habsucht, Lüge und
Frivolität erzeugt, und ein einziger unrechtlicher Erfolg in dieser Hinsicht ver¬
breitet seinen unsittlichen Einfluß in immer weitere Kreise, ja es kann so weit
kommen, daß ein Unglück gar nicht mehr als Unglück empfunden und der Be¬
troffene sogar Gegenstand des Neides wird. Der Wille des Gesetzgebers da¬
gegen war, daß ein Unfall immer ein Unglück bleibe, aber ein Unglück,
welches möglichst gemildert werden soll, ähnlich wie bei einem Brandunglück,
bei welchem die stattgefundene Versicherung niemals zu einem Gewinn führen
soll, weil sie sonst zur Brandstiftung mittelbar Anlaß geben würde. Was soll
man aber davon sagen, daß ein Arbeiter, dem der linke Arm durch eigene
Fahrlässigkeit zerschmettert wurde, seinen bisherigen gesammten Jahresverdienst
von 400 Thalern als Pension zugebilligt erhält uud nun nebenbei noch 300
Thaler bequem durch Schneiderarbeit verdient, so daß ihn der Unglücksfall in
den Augen feiner Mitarbeiter und nach den Anschauungeu seiner Klasse zum
glücklichen Manne gemacht hat!

Wenn wir, nachdem wir solche Unzuträglichsten ins Auge gefaßt, uns
nun nach deren Abhilfe umsehen, so wird es gut sein, uns noch einmal das
Problem des Gesetzes vorzuhalten. Dieses Problem ist: 1) Reduzierung der
Unfälle auf das möglichst geringste Maß; 2) Schutz der Arbeiter in ihrer Un¬
mündigkeit und Unwissenheit.

Organisationen, deren Zweck es ist, Unfälle zu vermindern, bestehen thatsächlich
schon in uusern Kesselrevisions-Vereinen. Warum sollten diese nicht ausgedehnt
werden, oder auch andere Betriebe ähnlich unter Verbandskontrolle gestellt
werden können? Diesen Vereinen ist es zu danken, daß die zerstreuten Schutz-
und Sicherheitseinrichtungen systematischunter den Mitgliedern zur Anwendung
gekommeu sind, und daß ein gut unterrichtetes Personal für die Wartung der
Dampfkessel allmählich herangebildet worden ist. Die ^WoÄAtion xocir pro-
vcmir 1s8 aoLläcmts äs waedinos NcüIi0U8s ist ein Schritt weiter in dieser
Richtung. Diese Gesellschaft hat mit bedeutendem Erfolge für Elsaß die
Technik für Schutzvorrichtungen sowie deren Verbreitung uud Anwendung ge-

'
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fördert. Sie hat eine Sammlung von Schutzvorrichtungen für den Maschinen¬
betrieb mit Zeichnungen in Druck herausgegeben (Mülhcmsen, Baader K Co.).
Sie steht mit Zweigvereinen in Verbindung, welchen die Pflicht obliegt, fort¬
laufende Mittheiluugen zu macheu, ob und welche Schutzvorrichtungen sich als
nothwendig herausgestellt, ob sie sich bewährt und wie sie von den Arbeitern
aufgenommen worden sind. Außerdem werden Fabrikordnungen, Jnstruetionen
und deren Erfolg gegenseitig mitgetheilt. Die Assoeiation bildet somit den
Mittelpunkteiner allgemeinen und fortwährend wirksamen Enqnete. Auf diese
Weise vermag sie den nach Umfang und Inhalt gleich ungeheuern Stoff
verhältnismäßig gut zu sichten, und dies um so mehr, als sie gewissermaßen
eine Jnstanzbehvrde für die vereinzelten Etablissements bildet und ihre Ent¬
scheidung für die Mitglieder autoritative Bedeutunghat. Solche Schutzverbände
sind auch im deutschen Reiche anzustreben. Dieselben würden eine kostbare
Vorarbeit, ein vorzügliches Material liefern und eine Etappe bilden zu den noch
zu besprechenden Gewerbeschiedsgerichten.Sehr richtig ist diese Idee der Schutz-
verbäude bereits von der Hauptversammluug des Vereins deutscher Ingenieure
als eiue Nothwendigkeit ausgesprochen worden. Dieser Verein beabsichtigte eine
ständige Commission aus dem Hciuptvereiu zu bilden, an welche die Schutzver¬
bände und Unfall-Commissionen berichten sollten, um hieraus die Resultate dem
Buudesrathe zur Verwerthung zn unterbreiten. Die Schutzverbände sind also
zweifelsohne ein Fortschritt zur Vermeidungvon Unfällen. Warum sollte»
sie aber nicht auch positiv bei eingetretenenUnfällen vermittelnd durch Gutachten
wirken können?

Als vortrefflich haben sich bei der Vermittlung zwischen Arbeitgeber und Ar¬
beiter die gewerblichen Schiedsgerichte bewährt, z. B. bezüglich des heikeln Punktes
der Löhne und Preise. In Solingen existiert ein solches gewerbliches Schiedsgericht,
in welchem sowohl die Scheerenfabrikanten wie auch die Schleifer mit Stimmen¬
gleichheit Sitz haben. Dies Institut hat mit unverkennbaren! Erfolg Streitig¬
keiten ausgeglichen und für beide Theile verbindliche Lohnfestsetzungen geinacht.
H 2 lautet: „Die Abänderungder Löhne darf fortan nicht mehr einseitig statt¬
finden." § 4 sagt: „Da die vereiubarteu Löhne als Minimalsätze gelten, so darf
einerseits kein Arbeitgeber weniger als diese Löhne bezahlen, andererseits kein
Arbeitnehmer zu billigeren Löhnen arbeiten." Auf Kontraventiou steht Verwar¬
nung und Vereinsausschlußund damit Mangel an Beschäftiguug. Es darf
sreilich nicht übersehen werden, daß die Bedingungen für eine objektive Ver¬
ständigung in Solingen besonders günstig sind. Der Arbeiter ist intelligent,
seßhaft und sehr selbständig,weil fast nur Hausindustrie betrieben wird. Mit
kleinem Kapital kann sich der Arbeiter selbständig machen, uud der gestern
noch Arbeiter war, kann morgen Arbeitgeber sein. Die praktische Brauchbar-
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keit der gewerblichen Schiedsgerichte hängt aber gerade von dem richtig vertheilten
Einflüsse ab, welcher beiden Theilen in der Konstituierung des Gerichts zuge¬
messen ist. Baare meint: „Man könnte auch vielleicht Gewerbeschiedsgerichte
constituieren, wobei Arbeitgeber und Arbeiter unter dem Präsidium eines Juristen
zusammentreten und wobei der Fabrikinspeetor gewissermaßen als Unparteiischer
hinzugezogen werden kann. Allerdings dürften diese Beamten nicht wie jetzt
in der Regel nur Theoretiker, sie müßten dem Kreise praktischer Techniker ent¬
nommen sein, srei von der ihnen vielfach beiwohnenden Auffassung, daß ihr
Beruf sie zum Anwalt der Arbeiter und zum Gegner der Arbeitgeber stempele.
Erst nachdem ein solches Schiedsgericht sein Urtheil gesprochenhat, dürfte Klage
auf Grund des Reichshaftpflichtgesetzes von den ordentlichenGerichten angenommen
werden. Derartige Verhandlungen sind am besten geeignet, Proeesse zu ver¬
meiden und der dadurch entstehenden erbitterten Stimmung des Arbeiters gegen
den Arbeitgeber vorzubeugen." Ferner will Waare den Gerichtshof für Haft-
pflichtprvcesse ähnlich constituieren wie unsere Handelsgerichte, mit der Be¬
stimmung, daß mindestens ein technischerSachverständiger dem Richterkolleginm
angehört.

Demgegenüber erheben sich nun freilich gewisse Bedenken, welche sich gerade
aus der praktischen Erfahrung aufdrängen. Die Verhältnisse zwischen Arbeiter
uud Unternehmer in der Großindustrie liegen praktisch sehr viel anders wie in
Solingen. Weit entfernt von einem verständnißvollen, fast kollegialischen Zu¬
sammenwirken, welches aus dem Zusammenfließen der Grenzen zwischen Arbeit¬
geber und Arbeitnehmer in Solingen seine Begründung herleitet, steht der
Arbeiter der Großindustrie und der Großstadt seiuem Brodherrn isoliert, fremd
uud nur zu oft unzufrieden und feindselig gegenüber. Aufgabe des Staates ist
es, diese Gegensätze zu mildern und Organisationen zu schaffen, welche beide
durch größeres Verständniß der Rechte und Pflichten eines jeden versöhnend
näher bringen. Die Solinger Organisation hat unzweifelhaft eine principiell
richtige Bedeutung, sie kann aber nicht ohne weiteres auf vollständig anders
geartete Verhältnisse übertragen werden. Wir find allerdings mit Baare der
Meinung, daß gewerbliche Schiedsgerichte als erste Instanz für Unfallprocesse
zu constituieren sind, und lassen uns dafür die Solinger Organisation im all¬
gemeinen principiell als Muster dienen. Der juristische Vorsitzende ist unbedingt
zu acceptieren, denn es entspricht dem Character eines Schiedsgerichts, daß es
einen Obmann habe, welcher bei Stimmengleichheit entscheidet. Es liegt aber
dann in den natürlichen Umständen, daß das Uebergewicht auf Seiten der
Arbeitgeber ist, uud daß die Partei der Arbeiter einer Kräftigung bedarf. Dazu
ist vor allem der Fabrikinspeetor berufen. In, der Person des Fabrikinspectors
wird das sachliche von dem persönlichen Moment gestärkt. Er steht seinem
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Berufe nach zwischen beiden Parteien, obwohl in der Praxis meistens mehr
auf Seiten des Arbeiters. Doch ist er gerade auch wieder der Mann, welcher
in dem Bezirke des Schiedsgerichtsam besten in der Lage ist, die Fehler der
Arbeiter wie der Arbeitgeber zu würdigen. Er kennt genau diejenigen Fabriken,
in welchen seine Anordnungen strikte befolgt werden, und solche, wo sie nur so
lange befolgt werden, als er selber in Sicht ist, und wo man bei seinem jedes¬
maligen Erscheinen schnell die Beschwernngssteine vom Dmnpsventil hinweg¬
räumt und die Fadenkinder aus der Spinnerei schickt. Im übrigen ist er
auch Sachverständiger über den Unfall selbst. Endlich besitzt er genug Erfcchruug,
um durch Leichtsinn und Simulation des Arbeiters sich nicht besonders täuschen
zu lassen. Der Fabrikinspector ist entschieden dasjenige Element, welches das
obengenanttte Uebergewicht der Arbeitgeber zu Gunsten der Arbeiter paralysiert.
Wäre er Mitglied des Richtereollegiums, so würde jede Einseitigkeit vermieden
werden. Mau stelle sich ein gewerblichesSchiedsgericht vor, bestehend aus drei
reichen Fabrikherreu, drei Arbeitern, dem juristischen Vorsitzenden und dem Fabrik¬
inspector. Es wird nicht ausbleiben, daß der juristische Vorsitzende mehr zu
seinen College» aus dein Fabrikantenstcmde als zu den Arbeitern gravitiert. Die
letzter» werden sich meistens nicht ganz dein Einflüsse entziehen können, welche
höhere gesellschaftliche Stellung und Bildung dem zünftigen Richter und dem
Fabrikanten verleiht; nicht ausgeschlossen ist, daß sie mitunter auch eine voll¬
ständig abgeschlossene Haltung einnehmen werden. Solchen Einfluß zu paralysieren
und solche Gegensätze zn vermitteln ist der Vorsitzende allein nicht ausreichend,
weil er nicht zu beiden Theilen gleiche directe Beziehungeu hat, wohl aber der
Fabrikinspector.Er ist die Person, um welche sich die Arbeiter, der juri¬
stische Vorsitzende die, um welche sich die Arbeitgeber gruppieren werden.
Beide Gruppenhäupter tragen in sich sowohl die Bedingungen, um die beiden
Gruppen einander vermittelnd zu nähern, als auch sich persönlich gegenseitig
vor einer allzu einseitigen Hinneigung zu der einen oder andern Gruppe zu
bewahren. Die Gewähr zu eiuer möglichst sachlichen, gerechten Entscheidung
und objeetiven Vermittlung liegt alsdaun in dem Verhältnisse, daß der juristische
Vorsitzende nach der gesetzlichen, principiellen und formalen, der Fabrikinspector
nach der erfahrungsmäßigen, technischen und praktischen Seite hin wirkliche Be¬
ziehungen und Autorität gegenüber beiden Gruppen des Gerichts besitzt. In dieser
Weise würde am besten dem Mißstande eines Systems „unter uns" und der
einseitigen Interessenvertretung gesteuert werden. Selbstverständlich müßte dabei
die Stellung des Fabrikinspectors zu einer völlig unabhängigen gemacht werden,
auch könnten seine Befugnisse in Rücksicht auf die Schutzverbünde eine ent¬
sprechende Erweiterung erfahren. Wenn Baare meint, es empfehle sich, den
Gerichtshof für Haftpflichtprocesse— an welchen nach fruchtloser Verhandlung
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vor dem Gewerbeschiedsgerichtdie Sache verwiesen werden soll —, ähnlich wie
unser Handelsgericht zu constituieren und mindestens einen technischen Sachver¬
ständigen dem Richtercollegium beizugesellen, so müssen wir uns hiergegen ent¬
schieden erklären. Damit würde der Sache des Arbeiters weder im Sinne des
Gesetzes, noch im Sinne der praktischen Erfahrung gedient sein. Auch ist nicht
abzusehen, weshalb ein Gerichtshof für Haftpflichtprocessedes Laienelements noch
bedürfen sollte, nachdem das Gewerbeschiedsgerichtvorher gesprochen hat. Man
würde aus dem Regen in die Traufe kommen.

Der zweite Grund unserer Ausstellungen an dem bestehenden Haftpflicht¬
gesetze wurde von uns in den Unzuträglichkeiten gefunden, welche aus der Ab¬
wälzung der Haftpflicht auf die Unfall-Versicherungsgesellschaften entstehen.
Inwieweit sich diese mangelhaften Zustände durch ein nenes allgemeines Arbeiter-
nnfallversicherungsgesetzabstelle» lassen, mag einer besondern Besprechung vor¬
behalten bleiben.

Die Geschichte des Kölner Domes.
Zum IS. October 1330.

von Friedrich Goeler von Nccvensbnrg.

(Schluß.)

Gegenwärtig ist wohl allgemein Meister Gerhard von Rile (einem
Dorfe bei Köln) als Urheber des Planes und erster Dombaumeister angesehen;
schon Boisseree hatte diese Ansicht, und neuerdings ist sie durch die Untersu¬
chungen von Mertens und Lohde (1862) und von Dr. Ennen noch befestigt
worden. Wir besitzen eine Urkunde aus dem Jahr 1257, in welcher das Dom¬
kapitel von Köln dem Gerhard von Rile, dem „Steinmetzen und Vorsteher der
Bauhütte des Domes" (rsetor kg.Kric-s.6) wegen seiner Verdienste um deu Dombaii,
einen Platz, auf dem er ein Haus besaß, um mäßigen Zins verleiht. Daß
Gerhard „Steinmetz" genannt wird, darf keinen Anstoß erregen; unter diesem
bescheidenenNamen finden sich im 13., 14. und 15. Jahrhundert die vorzüg¬
lichsten Baumeister. Das Handwerk als Grundlage der Kunst wurde hochgeehrt
und war mit ihr durchaus verbunden. Meister Gerhard leitete den Dombau,
wie aus einer unlängst von I- I. Merlo veröffentlichten Urkunde hervorgeht,
bis gegen das Jahr 1279, denn in diesem Jahre stand bereits ein anderer,
Meister Arnold, an der Spitze des Baues. In oder vor dem Jahre 1279 muß
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